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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Die steigende Zahl von Gewalttaten im Umfeld von politischen Demonstrationen und
Sportveranstaltungen war es, die Ständerat Beat Rieder (cvp, VS) dazu veranlasste,
mittels Motion ein höheres Strafmass für Landfriedensbruch gemäss Art. 260 StGB zu
fordern. Zusätzlich zu einer Geldstrafe soll zukünftig zwingend immer auch eine
Freiheitsstrafe ausgesprochen werden, so die Forderung des Motionärs. Der
richterliche Ermessensspielraum bliebe insofern erhalten, als dass keine Mindeststrafe
vorgesehen und auch bedingte Strafen nicht ausgeschlossen würden. Wie schon seine
vorberatende Rechtskommission zeigte sich auch der Ständerat in dieser Frage
gespalten. Während die knappe Mehrheit der Freiheitsstrafe eine stärkere präventive
Wirkung zusprach, argumentierte die Minderheit vergeblich, dass es sich einerseits
mehr um ein Durchsetzungs- als um ein Rechtsetzungsproblem handle, da solche
Personen nur schwer gefasst werden könnten, und dass man diese Problematik
andererseits besser in der anstehenden Diskussion um die Harmonisierung der
Strafrahmen angehen solle, um eine Unverhältnismässigkeit in den Strafrahmen zu
verhindern. Minderheitsvertreter wiesen darauf hin, dass es mit der vom Motionär
vorgeschlagenen Regelung möglich würde, nicht gewalttätige Beteiligte einer
Manifestation für den Landfriedensbruch härter zu bestrafen als gewalttätige Beteiligte
für beispielsweise Sachbeschädigungen, Körperverletzung oder fahrlässige Tötung.
Rieder entgegnete jedoch, ohne die Strafmasserhöhung nehme man den Einsatzkräften
die «Lust, überhaupt zu intervenieren», da sich ein Einsatz nicht lohne, wenn die
gefassten Personen am Ende mit einer bedingten Geldstrafe davonkämen. So nahm der
Ständerat den Vorstoss im Sommer 2018 mit 21 zu 18 Stimmen an. 1

MOTION
DATUM: 11.06.2018
KARIN FRICK

Anders als zuvor der Ständerat fand der Nationalrat in der Wintersession 2018 keinen
Gefallen am Vorhaben der Motion Rieder (cvp, VS), das Strafmass für
Landfriedensbruch nach Art. 260 StGB dahingehend zu erhöhen, dass zusätzlich zu
einer Geldstrafe zwingend immer auch eine Freiheitsstrafe ausgesprochen werden
muss. Stillschweigend folgte er dem Antrag seiner Rechtskommission und lehnte die
Motion ab. Es sei unverhältnismässig, die blosse Teilnahme an einer Veranstaltung, in
deren Rahmen es zu Gewalttätigkeiten komme, härter zu bestrafen als die Begehung
einer Gewalttat – zum Beispiel Körperverletzung – selber. Ausserdem verwies die
Kommission auf die anstehende Harmonisierung der Strafrahmen, die eine geeignete
Gelegenheit biete, die von der Motion aufgeworfene Frage zu entscheiden. 2

MOTION
DATUM: 03.12.2018
KARIN FRICK

Grundrechte

Mittels Motion forderte Nationalrat Daniel Fässler (cvp, AI), wieder eine
Bewilligungspflicht für ausländische Redner an politischen Veranstaltungen
einzuführen. Eine solche Bestimmung hatte es in der Schweiz schon einmal gegeben,
bis sie 1998 aufgehoben worden war, weil sie als überholt und verfassungswidrig
angesehen worden war. Der Motionär war der Ansicht, seit 1998 verfüge die Schweiz
über kein taugliches Mittel mehr, Auftritte von ausländischen Politikerinnen und
Politikern in der Schweiz zu unterbinden. Beispielhaft habe  dies ein geplanter,
umstrittener Auftritt des türkischen Aussenministers 2017 in Zürich gezeigt, den die
zuständigen Zürcher Behörden nur unter Berufung auf den Brandschutz hätten
verhindern können. So etwas sei «eines Staatswesens unwürdig», die aufgehobenen
Regeln hätten sich zuvor jahrzehntelang bewährt und «die Ruhe in unserem Land»
garantiert, so Fässler. Der Bundesrat stellte sich indes auf den Standpunkt, die lokalen
Behörden hätten grundsätzlich die Möglichkeit, politische Veranstaltungen nicht oder
nur unter Auflagen zu bewilligen. Darüber hinaus könne das Fedpol gestützt auf das
Ausländergesetz ein Einreiseverbot gegen ausländische Personen erlassen, wenn diese
die innere oder äussere Sicherheit der Schweiz gefährdeten. Gestützt auf das NDG
könne der Bundesrat einer ausländischen Person zudem via Tätigkeitsverbot
untersagen, an einer politischen Veranstaltung in der Schweiz aufzutreten, wenn der
Auftritt dazu diene, terroristische oder gewaltextremistische Aktivitäten zu
propagieren. Die Bewilligungspflicht stelle also einen unverhältnismässigen Eingriff in

MOTION
DATUM: 19.09.2018
KARIN FRICK
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die Meinungsäusserungsfreiheit dar. Die knappe Mehrheit der Nationalrätinnen und
Nationalräte sah dies jedoch anders und stimmte der Motion im Herbst 2018 mit 90 zu
85 Stimmen bei 3 Enthaltungen zu. 3

Mit 27 zu 13 Stimmen bei einer Enthaltung lehnte der Ständerat im Frühjahr 2019 die
Motion Fässler (cvp, AI) für die Wiedereinführung einer Bewilligungspflicht für
ausländische Redner an politischen Veranstaltungen ab. Nach einer lebhaften Debatte
zeigte sich offenbar die Ratsmehrheit von den Argumenten des Bundesrates und der
Mehrheit der SPK-SR, die beide die Ablehnung der Motion beantragt hatten, überzeugt:
Die Verhältnismässigkeit einer solchen Massnahme in Bezug auf die
Meinungsäusserungsfreiheit sei äusserst zweifelhaft, durch digitale Medien könne das
Verbot leicht umgangen werden und die Schweizer Behörden verfügten über andere,
wirksame Instrumente, um eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durch
ausländische politische Rednerinnen und Redner zu verhindern. Bundesrätin Karin
Keller-Sutter erachtete in ihren Ausführungen die Wiedereinführung der
Bewilligungspflicht «in einem liberalen Rechtsstaat [...] und in einer Gesellschaft wie
der Schweiz, die [...] von sich aus [...] fähig ist, radikalen oder extremistischen
Tendenzen zu widerstehen» als unnötig und problematisch, da der Weg zur
Gesinnungsprüfung dann nicht mehr weit sei. 4

MOTION
DATUM: 19.03.2019
KARIN FRICK

Öffentliche Ordnung

Eine Motion des Genfer Sozialdemokraten Ziegler, welche ein Verbot der Patriotischen
Front verlangte, wurde im Nationalrat mit 70 zu 14 Stimmen abgelehnt. Sowohl
Angehörige der Linken (Bodenmann sp, VS) und der Grünen (Meier gp, ZH) als auch der
Rechten (Eggly lp, GE) hatten sich zwar für strenge strafrechtliche Sanktionen, aber
gegen politische Verbote ausgesprochen. Die gewalttätigen Aktionen dieser
«Patriotischen Front» aus den Vorjahren fanden 1990 ihre ersten gerichtlichen
Nachspiele. Ein Hauptangeklagter wurde vom Zuger Strafgericht zu 15 Monaten
unbedingter Gefängnisstrafe, fünf weitere zu bedingten Strafen zwischen 4 und 15
Monaten verurteilt. In einem anderen Verfahren wurde in Zürich der Wortführer dieser
Gruppe, Marcel Strebel, wegen wiederholter rassistischer Beschimpfung einer farbigen
Frau zu einer unbedingten Gefängnisstrafe von einem Monat verurteilt. 5

MOTION
DATUM: 06.03.1990
HANS HIRTER

Sowohl Bauernverbandspräsident Sandoz (fdp, VD), der anlässlich der Ausschreitungen
an der Bauerndemonstration vom 23. Oktober 1996 in Bern selbst Bekanntschaft mit
Tränengas gemacht hatte, als auch seine Ratskollegin Teuscher (gb, BE) verlangten mit
Motionen (Mo. 96.3576 bzw. Mo. 96.3615), dass der Bundesrat den Einsatz toxischer
Stoffe (namentlich CS- und CN-Gas) durch die Polizei verbiete. Der Nationalrat
überwies diese Vorstösse als Postulate. 6

MOTION
DATUM: 20.06.1997
HANS HIRTER

Die öffentlichen Auftritte von Anhängern rechtsradikaler und faschistischer Ideen
häuften sich. Bereits in seinem Staatsschutzbericht für 1999 hatte das EJPD
zunehmende Aktivitäten der gewaltbereiten rechtsextremen Szene konstatiert. Die
Anzahl der dazugehörenden Personen wurde auf 6-700 geschätzt. Nicht zuletzt dank
dem Internet seien diese im entsprechenden internationalen Umfeld gut verankert. Für
grosses Aufsehen sorgte das Erscheinen von ca. 100 rechtsextremen Skinheads an der
Bundesfeier zum 1. August auf dem Rütli, wo sie die Rede von Bundesrat Villiger mit
Zwischenrufen störten. Im Nationalrat führten Interpellationen der Fraktionen der SP,
der CVP und der Grünen, welche sich nach Massnahmen gegen den Rechtsradikalismus
erkundigten, zu einer angeregten Diskussion. Der Bundesrat hielt fest, dass Rassismus
und anderes intolerantes Verhalten bekämpft werden müssen. Auf internationaler
Ebene seien neue Massnahmen zur Verhinderung der grenzüberschreitenden
Propagierung derartiger Ideen namentlich via Internet erforderlich. Die Gefahr, welche
von diesen Gruppierungen ausgehe, schätze er in Übereinstimmung mit dem
Staatsschutzbericht momentan aber nicht als gross ein. Sie seien jedoch unter
Beobachtung der Bundespolizei, und Verstösse gegen einschlägige Gesetze (v.a.
Antirassismusnorm) würden selbstverständlich geahndet. 7

MOTION
DATUM: 05.10.2000
HANS HIRTER
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Die Zahl der Demonstranten war mit 30'000 in Genf und 4'000 in Lausanne um ein
Mehrfaches geringer als ursprünglich angenommen. Die Kundgebungen verliefen zwar
friedlich, aber in der vorangehenden und der folgenden Nacht kam es in Lausanne und
vor allem in der Genfer Innenstadt zu Ausschreitungen mit zahlreichen eingeschlagenen
Schaufenstern, zerstörten Geschäften und Plünderungen. Im Anschluss an diese
Ausschreitungen hatte die Polizei kritisiert, dass sie keine rechtliche Möglichkeit
gehabt habe, präventiv gegen die gewaltbereiten Manifestanten einzuschreiten. Eine
Motion Eggly (lp, GE) verlangte deshalb, dass in Zukunft die Planung von Vandalenakten
strafrechtlich verfolgt werden kann. Nachdem der Bundesrat darauf hingewiesen hatte,
dass die Strafbarkeit von Vorbereitungshandlungen bisher vorwiegend für schwere
Verbrechen eingeführt worden sei und die verlangte Strafrechtsverschärfung
detaillierter abgeklärt werden müsse, überwies der Nationalrat die Motion als Postulat.
Eine Motion Eberhard (cvp, SZ), welche für Chaoten und Vandalen Sperrzonen und
Verbote, an bestimmten Demonstrationen teilzunehmen, verlangt, wurde von Menétrey
(gp, VD) bekämpft und deshalb vom Nationalrat noch nicht behandelt. 8

MOTION
DATUM: 03.06.2003
HANS HIRTER

Nachdem im Wahljahr 2007 die SVP-Kundgebung auf dem Bundesplatz zu massiven
Ausschreitungen geführt hatte, wollte die Stadt Bern Kundgebungsumzüge vor
nationalen Wahlen generell verbieten. Das Berner Verwaltungsgericht erklärte diese
Bestimmung jedoch als verfassungswidrig und unverhältnismässig. Die Stadtberner
Stimmbevölkerung lehnte zudem im Juni 2010 eine Initiative knapp ab, welche die
Einschränkung des Demonstrationsrechts vorsah, indem der Polizei das Recht auf
schnelles Auflösen von Kundgebungen eingeräumt worden wäre. Die gleiche Idee wurde
kurz darauf im Nationalrat als Motion eingereicht (Motion Hochreutener, cvp, BE). 9

MOTION
DATUM: 15.06.2010
MARC BÜHLMANN

Hingegen lehnte der Nationalrat eine Motion seiner sicherheitspolitischen Kommission
ab, welche forderte, dass betroffene Kantone Schnellgerichte zur Beurteilung von
Fällen des Hooliganismus einführen. 10

MOTION
DATUM: 24.09.2012
NADJA ACKERMANN

Die beiden Räte wollen durch eine Änderung des Personenbeförderungsgesetzes die
Gewalt an Sportanlässen eindämmen. Sie überwiesen deshalb eine Motion der
Sicherheitskommission des Nationalrates, welche den Bundesrat beauftragt, das
Personenbeförderungsgesetz dahingehend zu ändern, dass Personen aus Gründen der
öffentlichen Sicherheit vom Transport ausgeschlossen werden können. 11

MOTION
DATUM: 13.12.2012
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Im BWIS soll eine Bestimmung eingefügt werden, die den Erlass von Ausreisesperren für
potenzielle Gewaltextremisten ermöglicht. Ähnlich wie Hooligans (Art. 24c BWIS) sollen
damit auch Personen aus politisch extremistischen Kreisen daran gehindert werden
können, sich an gewalttätigen Ausschreitungen im Ausland zu beteiligen, so die
Forderung einer Motion Rieder (cvp, VS). Der Bundesrat unterstützte das Anliegen im
Grundsatz, betonte in seiner Stellungnahme jedoch, dass eine Ausreisesperre einen
schweren Grundrechtseingriff darstelle und daher nur erlassen werden dürfe, wenn
kein milderes Mittel zielführend sei bzw. wenn die innere oder äussere Sicherheit der
Schweiz bedroht sei. In diesem Sinne sei das EJPD bereits daran, ein Ausreiseverbot für
terroristische Gefährder auszuarbeiten, womit dem Anliegen der Motion in
verhältnismässiger Weise Rechnung getragen werde. Aus diesem Grund beantragte er
deren Ablehnung. Die Mehrheit im Ständerat liess sich von den rechtsstaatlichen
Bedenken der Regierung jedoch nicht überzeugen und stimmte der Motion in der
Wintersession 2017 mit 29 zu 11 Stimmen bei 2 Enthaltungen zu. 12

MOTION
DATUM: 13.12.2017
KARIN FRICK

Mit 120 zu 59 Stimmen bei 2 Enthaltungen nahm in der Sommersession 2018 auch der
Nationalrat die Motion Rieder (cvp, VS) an, mit welcher der Motionär forderte, dass
zukünftig Ausreisesperren für potenzielle Gewaltextremisten erlassen werden können.
Der Rat folgte damit dem Antrag seiner Kommissionsmehrheit, welche argumentierte,
dass sich eine solche Regelung für Hooligans (Art. 24c BWIS) bewährt habe und keine
grossen Unterschiede zwischen Hooligans und politisch motivierten, potenziell
gewalttätigen Personen bestünden. Eine Minderheit hatte vergeblich auf die aus ihrer
Sicht unverhältnismässige Grundrechtsverletzung hingewiesen. 13

MOTION
DATUM: 12.06.2018
KARIN FRICK
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Polizei

Im Nationalrat verlangte Freund (svp, AR) mit einer Motion Rechtsgrundlagen für
gewisse Vereinheitlichungen der kantonal organisierten Polizeikorps. Namentlich
sollten diese die überregionale Zusammenarbeit, die Kooperation mit dem
Grenzwachtkorps und die Mindeststandards für die Polizeiausbildung regeln. Da der
Sozialdemokrat Gross (ZH) dagegen Opposition anmeldete, wurde die Beratung der
Motion verschoben. 14

MOTION
DATUM: 19.03.1999
HANS HIRTER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Dass die in der Bundesstadt Bern ansässige Reitschule kein unbeschriebenes Blatt ist,
ist wohl weit über die Stadtgrenzen hinaus bekannt. Ebenso bekannt ist, dass sie seit eh
und je gerade dem rechtsbürgerlichen Lager ein Dorn im Auge ist. Daher schien es
naheliegend, dass gerade SVP-Nationalrat Andreas Glarner (AG) mit einer Motion an den
Bundesrat herantrat, mit der die Auszahlung der Kulturabgeltung des Bundes an die
Stadt Bern von der «Wiederherstellung der durch die Reitschule gestörten öffentlichen
Ordnung» abhängig gemacht werden sollte.
Die jährlichen Beiträge von rund CHF 1 Mio. vom Bund an die Stadt Bern, die sie für die
erbrachten besonderen kulturellen Leistungen erhält, sollen laut Glarner so lange
ausgesetzt werden, «[...] bis die öffentliche Ordnung wieder dauerhaft hergestellt ist,
die Reitschule keinen Rückzugsort für Rechtsbrecher mehr darstellt, aus ihr keine
Aufrufe zur Gewalt mehr ergehen, die Reitschule, deren Bewohner, Benutzer, Areale
und Räumlichkeiten regelmässig und ungehindert kontrolliert werden können und die
verfassungsrechtlich garantierte Versammlungsfreiheit für alle demokratisch
legitimierten Gruppierungen wieder ungehindert möglich ist.»
Dem Bundesrat schien dieser Vorstoss aber mehr einem Vergleich von Äpfeln mit
Birnen gleichzukommen, weshalb er die Motion mit einer sehr prägnanten
Argumentation zur Ablehnung beantragte: Die zwischen der Stadt Bern und dem BAK
bestehende Leistungsvereinbarung, welche die Verwendung der Finanzhilfe regelt,
berücksichtigt die Reitschule nicht als eine der zu unterstützenden Kulturinstitutionen.
Der Bundesrat erachtete es bereits im Grundsatz als verfehlt, dass die Ausrichtung
einer Subvention an sachfremde Voraussetzungen geknüpft werde.
Auch im Nationalrat wurde die Motion mit wenig Wohlwollen aufgenommen: Sie wurde
mit 118 zu 63 Stimmen verworfen, wobei sämtliche befürwortenden Stimmen der SVP-
Fraktion zuzuschreiben waren. 15

MOTION
DATUM: 19.03.2019
MELIKE GÖKCE
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